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des Abgeordneten Sebastian Schlüsselburg (LINKE)

vom 27. Februar 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 28. Februar 2024)

zum Thema:
Tilgung von Geldstrafen II

und Antwort vom 20. März 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 20. März 2024)



Senatsverwaltung für Justiz
und Verbraucherschutz

Herrn Abgeordneten Sebastian Schlüsselburg (LINKE)
über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/18431
vom 27. Februar 2024
über Tilgung von Geldstrafen II
---------------------------------------------------------------------------------------------------------

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung:
Bei den vorliegenden Zahlen handelt es sich nicht um die jeweils angetretenen Ersatzfreiheits-
strafen, sondern um die in dem jeweiligen Jahr erledigten Ersatzfreiheitsstrafen. Hierbei ist al-
lerdings bei den nachfolgenden Tabellen zu berücksichtigen, dass Ersatzfreiheitsstrafen auch
unter anderen Rubriken fallen können, für die es keine statistische Kombination gibt (z. B.
Gnade, Tod etc.).
Die in der Antwort enthaltenen Tabellen enthalten geringfügige Fehlerquoten, auf die im Ein-
zelnen noch hingewiesen wird. Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Zahlen aufgrund pande-
miebedingter Unregelmäßigkeiten bei der Vollstreckung (Vollstreckungsaufschub bis 31. Mai
2022 und Sammelgnadenerweise anlässlich der Corona-Pandemie) in ihrem Aussagegehalt
beschränkt sind.

1. Wie viele Geldstrafenverfahren wurden in den Jahren 2019 bis einschl. 2023 von der Staatsanwaltschaft Ber-
lin abgeschlossen (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, Geschlecht, Deutsch/ Nicht-Deutsch)?

Zu 1.: Soweit auch Angaben für das Jahr 2019 erbeten sind, wird auf die Beantwortung der
Schriftlichen Anfrage Nr. 19/10370 vom 13. Dezember 2021 hingewiesen. Die Erledigungen
von Geldstrafen und Gesamtgeldstrafen in den Jahren 2020 bis 2023 je verurteilter Person
ergeben sich im Übrigen aus der folgenden Tabelle:
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Erledi-
gungsjahr

Anzahl
Geldstrafen

Verurteilter
männlich

Verurteilte
weiblich

Verurteilter
sonstiges
Geschlecht
(divers, unbe-
stimmt, unbe-
kannt)

Verurteilter
mit deutscher
Staatszuge-
hörigkeit

Verurteilter ohne
deutsche Staats-
zugehörigkeit

2020 28387 21656 6728 3 17167 11220
2021 30978 23968 7005 5 19044 11934
2022 29101 22544 6552 5 17319 11782
2023 25326 19661 5662 3 14672 10654
Summe 113792 87829 25947 16 68202 45590

2. Wie viele Tagessätze sollten in den unter 1. genannten abgeschlossenen Verfahren vollstreckt werden? Davon
(aufgeschlüsselt nach Jahren, Geschlecht, Deutsch/Nicht-Deutsch):
2.1 Wie viele Tagessätze wurden gezahlt?
2.2 Wie viele Tagessätze wurden durch freie Arbeit getilgt?
2.3 Wie viele Tagessätze wurden als Ersatzfreiheitsstrafe vollstreckt?
2.4. Wie viele Tagessätze waren aufgrund einer Gesamtstrafenbildung nicht zu vollstrecken?
2.5. Wie viele Tagessätze wurde aus anderen Gründen nicht vollstreckt (Tod, Gnadenerlass, o.ä.)?
2.6 Welche Summe in Euro wurde insgesamt eingezahlt?

Zu 2.: Die abgefragten Daten sind den nachfolgenden Tabellen zu entnehmen. Soweit auch
Angaben für das Jahr 2019 erbeten sind, wird auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage
Nr. 19/10370 vom 13. Dezember 2021 hingewiesen.

Anzahl der Tagessätze bezüglich der erledigten Geldstrafen und Gesamtgeldstrafen in den
Jahren 2020 bis 2023 je verurteilter Person:

Erledi-
gungsjahr

Anzahl der
Tagessätze

Verurteilter
männlich

Verurteilter
weiblich

Verurteilter
sonstiges
Geschlecht
(divers, unbe-
stimmt, unbe-
kannt)

Verurteilter mit
deutscher
Staatszugehö-
rigkeit

Verurteilter ohne
deutsche
 Staatszugehörigkeit

2020 1554068 1227619 326279 170 957234 596834
2021 1785684 1424594 360825 265 1110362 675322
2022 1753924 1405976 347598 350 1042996 710928
2023 1612704 1297230 315384 90 925293 687411
Summe 6706380 5355419 1350086 875 4035885 2670495

Zu 2.1 bis 2.3 und. 2.5: Bei der statistischen Auswertung stellte sich heraus, dass ein Teil der
Erledigungsschlüssel offensichtlich fehlerhaft erfasst wurde, da sie inhaltlich nicht zu einer Er-
ledigung durch Geldstrafe passten. Diese wurden in der Tabelle unter der Kategorie "Fehlein-
tragungen" erfasst. Weiterhin existierte zu einigen Geldstrafen kein Erledigungsschlüssel mehr,
da dieser vermutlich durch Überschreitung des Teillöschdatums des Verfahrens bereits aus
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dem Registratursystem Mehrländer-Staatsanwaltschafts-Automation (MESTA) gelöscht wurde.
In den Tabellen wurden diese unter der Kategorie "unbekannt wegen Teillöschung" erfasst.

Erledigungen unter Angabe der Tagessätze im Jahr 2020:

Erledigungen unter Angabe der Tagessätze im Jahr 2021:
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Erledigungen unter Angabe der Tagessätze im Jahr 2022:

Erledigungen unter Angabe der Tagessätze im Jahr 2023:

Zu 2.4 und 2.6.: Die Fragen 2.4 und 2.6 können nicht beantwortet werden, da eine entspre-
chende valide statistische Erhebung mittels des Registratursystems MESTA insoweit nicht mög-
lich ist.



5

3. Wie wurden die unter 1. benannten abgeschlossen Verfahren erledigt? Davon (aufgeschlüsselt nach Jahren,
Geschlecht, Deutsch/ Nicht-Deutsch):
3.1 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe vollständig bezahlt?
3.2 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe vollständig durch freie Arbeit getilgt?
3.3 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe vollständig durch eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßt?
3.4 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe durch Zahlung und freie Arbeit getilgt?
3.5 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe durch Zahlung und Ersatzfreiheitsstrafe getilgt?
3.6 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe durch freie Arbeit und Ersatzfreiheitsstrafe getilgt?
3.7 In wie vielen Verfahren wurde die Geldstrafe durch Zahlung, freie Arbeit und Ersatzfreiheitsstrafe getilgt?
3.8 Wie viele Verfahren wurden in einer Gesamtstrafe einbezogen?
3.9 In wie vielen Verfahren fand aus anderen Gründen keine Tilgung statt /Tod, Gnadenverfahren, u.ä.)?

Zu 3.1 bis 3.7 und 3.9.: Bei der statistischen Auswertung durch die Staatsanwaltschaft stellte
sich heraus, dass ein Teil der Erledigungsschlüssel offensichtlich fehlerhaft erfasst wurde, da sie
inhaltlich nicht zu einer Erledigung durch Geldstrafe passten. Diese wurden in der Tabelle unter
der Kategorie "Fehleintragungen" erfasst.

Weiterhin existierte zu einigen Geldstrafen kein Erledigungsschlüssel mehr, da dieser vermutlich
durch Überschreitung des Teillöschdatums des Verfahrens bereits aus dem Registratursystem
MESTA gelöscht wurde. In den Tabellen wurde dies unter der Kategorie "unbekannt wegen Teil-
löschung" erfasst.

Soweit auch Angaben für das Jahr 2019 erbeten sind, wird auf die Beantwortung der Schriftli-
chen Anfrage Nr. 19/10370 vom 13. Dezember 2021 hingewiesen.

Erledigungen der Geldstrafen im Jahr 2020:
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Erledigungen der Geldstrafen im Jahr 2021:

Erledigungen der Geldstrafen im Jahr 2022:
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Erledigungen der Geldstrafen im Jahr 2023:

Zu 3.8.: Die Frage kann nicht beantwortet werden, da eine entsprechende valide statistische
Erhebung mittels des Registratursystems MESTA nicht möglich ist.

4. Wie hat sich die Änderung des Umrechnungsmaßstabes von 6 auf 4 Stunden nach der Änderung der Tilgungs-
verordnung im Januar 2021 auf die Tilgung konkret bis 31.12.2023 gegenüber der vorigen Rechtslage ausge-
wirkt (erbeten werden insbesondere jährliche Angaben über die Entwicklung der Abbruchzahlen bei den entspre-
chenden Maßnahmen, Haftzeitverkürzungen und eingesparte Hafttage etc.)?

Zu 4.: Seitens der Staatsanwaltschaft kann keine statistisch belastbare Antwort darauf
gegeben werden, ob sich die Reduzierung von sechs auf vier Stunden freier Arbeit positiv auf
den Tilgungswillen oder auf Haftzeitverkürzungen und eingesparte Hafttage ausgewirkt hat
bzw. wie hoch die Abbruch- oder Erfolgsquote war.  Die dortige Wahrnehmung ist, dass die
Zahlen der Abbrüche bzw. Nichtaufnahmen der freien Arbeit in etwa gleichgeblieben sein
dürften.

Auch in den Justizvollzugsanstalten werden hinsichtlich der Tilgung der Ersatzfreiheitsstrafe
nach Antritt des Vollzuges keine statistischen Zahlen erhoben. Da bis zum Neuerlass der Til-
gungsverordnung Berlin im Jahr 2021 die Tilgung der Ersatzfreiheitsstrafe nach Antritt des
Vollzuges nur im engen Rahmen eines Pilotprojekts ermöglicht wurde, die Tilgungsmöglichkeit
nach dem Prinzip day-by-day hingegen seit Inkrafttreten der Tilgungsverordnung Berlin vom
27. Januar 2021 flächendeckend in sämtlichen Berliner Justizvollzugsanstalten installiert ist,
wäre im Übrigen auch keine Vergleichbarkeit der vor und nach Inkrafttreten der Tilgungsver-
ordnung erhobenen Zahlen gegeben.

5. Wie wurde die Änderung des o.g. Umrechnungsmaßstabes durch die beteiligten Träger, Klienten und Haftan-
staltsleitungen bewertet?
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Zu 5.: Der Senat von Berlin kann keine Auskunft über die Meinung von Privatpersonen oder
Vertretern externer Träger erteilen. Soweit sich die Frage auf die Bewertung der Änderung des
Umrechnungsmaßstabes durch die Tilgungsverordnung Berlin in ihrer Fassung vom 27. Januar
2021 durch die für den Strafvollzug zuständige Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucher-
schutz richtet, ist mitzuteilen, dass eine Evaluation, die eine solche Bewertung zuließe, nicht
durchgeführt wurde.

6. Inwieweit hat es ggf. wann mit welchen Ergebnissen unter welcher Beteiligung eine Evaluation des o.g. geän-
derten Umrechnungsmaßstabes gegeben?

Zu 6.: Eine Evaluation wurde nicht durchgeführt; auf die Antwort zu 5. wird insoweit verwiesen.

7. In einer ausführlichen Reportage über die Ersatzfreiheitsstrafe in der Süddeutschen Zeitung vom 25.09.2021
wurde angegeben, dass es pro Jahr mehr Zugänge zu einer Ersatzfreiheitsstrafe als Zugänge zu einer Freiheits-
strafe (ohne Jugend- und U-Haft) gibt. Inwieweit trifft diese Aussage für die Jahre 2019 bis einschl. 2023 in Berlin
zu (bitte die Anzahl der Strafantritte in Berliner Justizvollzugsanstalten getrennt nach Er-satzfreiheitsstrafe/ Frei-
heitsstrafe, Jahren, Geschlecht, Deutsch/Nicht-Deutsch ausweisen)?

Zu 7.: Die Anzahl der Strafantritte in Berliner Justizvollzugsanstalten (JVA) wird in der bundes-
einheitlichen Strafvollzugsstatistik StV 1 bezüglich Bestand, Aufnahmen und Austritte der Ge-
fangenen nach Anstalten pro Monat (Monatsstatistik) erhoben. Eine Unterscheidung zwischen
Freiheitsstrafen und Ersatzfreiheitsstrafen oder Staatsangehörigkeit erfolgt dabei nicht. Die
abgefragten Daten können daher nicht valide mitgeteilt werden.

8. In welchem Haushaltstitel werden die Einnahmen durch Leistungen der Initiative Freiheitsfonds zur Ablösung
von uneinbringlichen Geldstrafen seit wann in welcher kassenwirksamen Gesamthöhe verbucht?

Zu 8.: Es werden keine Daten darüber erhoben, wer Geldstrafen begleicht, die zur Ablösung
einer Ersatzfreiheitsstrafe führen; inwieweit und in welcher Höhe verbuchte Beträge auf Zah-
lungen der Initiative Freiheitsfond zurückzuführen sind, ist daher nicht feststellbar.

Berlin, den 20. März 2024

In Vertretung
D. Feuerberg
Senatsverwaltung für Justiz
und Verbraucherschutz


